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H eute vor gut 50 Jahren begann ein Prozess, von dessen Folgen damals 
noch niemand etwas ahnte. Ein Prozess, der die Handelspolitiker zu 

den Schlüsselfiguren des globalen Kapitalismus machen wird: die schlei-
chende Ausweitung ihrer Kompetenzen. Nach und nach eroberten sie sich 
immer neue Gestaltungsmacht – tief hinein in immer neue Bereiche der 
Gesellschaft. Nach und nach gelang es ihnen, die eine Idee durchzusetzen: 
Handel ist gut, mehr Handel ist besser. Handel wird damit zum Ziel an sich.

Der amerikanische Linguist George Lakoff hat beschrieben, wie Sprache, 
wie eine bestimmte Bezeichnung für eine bestimmte Politik dafür sorgen 
kann, dass Menschen sie anders wahrnehmen. Schon in den 1960ern beginnt 
das in der Handelspolitik durch die Karriere einer Wortkombination. Sie lau-
tet: „nichttarifäre Handelshemmnisse“. Zunächst nimmt diese Wortkombi-
nation über den engen Zirkel der Fachleute hinaus kaum ein Mensch wahr 
– und auch heute kennen viele Leute sie noch nicht. Und doch ermöglicht 
sie einen anderen Blick auf die Politik und die Gesellschaft, einen Blick, den 
bewusst oder unbewusst immer größere Teile der Eliten übernehmen.

Ein nichttarifäres Handelshemmnis ist alles, was neben Zöllen den Export 
und Import behindert. Wenn beispielsweise Deutschland die Produktion von 
Stahl subventioniert, dann wird es für Südkorea schwerer, dieses Material 
hierher zu exportieren. Also sind Subventionen nichttarifäre Handelshemm-
nisse. Wenn umgekehrt Südkorea nur Ventile erlaubt, die eine Norm erfül-
len, welche nur die heimischen Hersteller produzieren, dann macht dies das 
Geschäft für deutsche Konkurrenten schwerer. Doch unter den Begriff fällt 
noch viel mehr: Gesetze zum Schutz von Umwelt oder Arbeitnehmern, die 
Bevorzugung lokaler Unternehmen oder auch Regeln für den Umgang mit 
geistigem Eigentum. Das alles in einen Begriff zu packen, folgt einer beste-
chend einfachen Logik: Wenn alles ein Hindernis ist, kann alles in Frage 
gestellt werden. Man muss dann nicht mehr ausführlich erklären, warum 
man beispielsweise eine globale Ausschreibung für die Aufträge von Kom-
munen erzwingen will. Das ist dann eine logische Konsequenz. Und so kann 
man mit ein wenig Phantasie den Markt in immer neue Bereiche der Gesell-
schaft vordringen lassen. Ist es nicht auch ein Handelshemmnis, wenn Ham-
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burg sein Stromnetz wieder ins Eigentum der Stadt zurückholt? Handels-
politik spiegelt immer auch den Zeitgeist: Liberalisierung und Privatisierung 
gelten bei vielen Regierungen ab Mitte der 1980er Jahre als das Patentrezept 
für Wachstum und Wohlstand.

Niemals zuvor oder danach haben Diplomaten gemeinsam so umfassend 
viele neue Regeln für den Welthandel gesetzt wie zwischen 1986 und 1994 in 
der sogenannten Uruguay-Runde. Sie verhandelten über insgesamt 15 Berei-
che, Zölle waren nur noch ein kleiner unter vielen anderen. Sie erfanden 
einen Streitschlichtungsmechanismus, Methoden, um die Subventionen für 
die Landwirtschaft und die Textilindustrie zu reduzieren, Regeln für Dienst-
leistungsmärkte. Sie beschlossen die Gründung der Welthandelsorganisa-
tion (WTO). Sie versprachen sich gegenseitig, künftig noch mehr zu liberali-
sieren: die Finanzmärkte, die Telekommunikation, die Schifffahrt. Am Ende 
unterschrieben sie Abkommen, die bis heute wirken und sich hinter Abkür-
zungen wie GATS, TRIPS oder TRIMS verstecken.

Es sind die Jahre, in denen in den USA Ronald Reagan zum Präsidenten 
gewählt wird und die sogenannten Reagonomics durchsetzt. Der Republi-
kaner propagiert die Reduzierung von Steuern, die Privatisierung bislang 
staatlicher Aufgaben und Unternehmen. Eben das ganze Instrumentarium 
des Neoliberalismus. Dazu gehört auch die Annahme: Wenn die Wirtschaft 
nur ordentlich von Regeln befreit wird und dann boomt, wird von dem Reich-
tum schon genug nach unten durchsickern. „Unter den Tendenzen, die 
Wirtschaftswissenschaften schaden, ist die verführerischste und in mei-
nen Augen auch giftigste die Beschäftigung mit Verteilungsfragen“, erklärt 
der Nobelpreisträger Robert Lucas Jr. von der University of Chicago, einer 
der einflussreichsten amerikanischen Ökonomen der vergangenen Jahr- 
zehnte. 

Solche Ideen machen Schule, zumal sie – zumindest anfänglich – Auf-
bruchsstimmung vermitteln und einen einfachen Weg weisen, um die mas-
sive Verschuldung der Staaten abzubauen. Denn es gibt in jenen Jahren ja 
tatsächlich ein Problem: Anfang der 1980er Jahre sind viele Industrieländer 
überschuldet und zugleich unnötig stark reguliert. Es ist die Zeit, in der es 
in Deutschland nur ein Telefon gibt: Es ist grau, hat eine Wählscheibe und 
darf nur von der Post installiert werden. Da klingen die Botschaften der Neo-
liberalen verführerisch: Statt hoher Staatsausgaben lieber viel Privatinitia-
tive. Statt unbeweglicher Bürokratien besser schnelle Unternehmer. Statt des 
Schutzes alter Privilegien viel Raum für neue Initiativen.

Der Durchmarsch der Eisernen Lady

Auch in Europa setzen sich diese Ideen durch. In Großbritannien regiert die 
Eiserne Lady Margaret Thatcher, die im großen Stil die Staatsbetriebe pri-
vatisiert, die Gewerkschaften bekämpft und die Finanzmärkte von staatli-
cher Aufsicht befreit. „Es gibt keine Alternative“, begründet sie ihre radikale 
Politik. Und ihren Kritikern, die das Auseinanderbrechen der Gesellschaft in 
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Arm und Reich befürchten, hält sie trocken entgegen: „Es gibt keine Gesell-
schaft. Es gibt nur Männer, Frauen und Kinder.“ 

Heute, im Rückblick, weiß man, wie viel Sinnvolles die Schocktherapie 
von Thatcher und Reagan unnötigerweise zerstörte. Wie ihr Furor nötige 
Reformen ins Absurde steigerte. Die staatliche britische Bahn, die immer zu 
spät kam, funktioniert heute als privates Monopol auch nicht besser. Über-
haupt leidet Großbritannien noch Jahrzehnte später darunter, dass damals 
die industrielle Basis des Landes nicht, wie behauptet, durch eine Radikal-
kur befreit, sondern eher zerstört wurde und sich nie davon erholt hat. Nei-
disch schauen die Briten heute auf die deutschen Unternehmen. Und leben 
von den Geschäften, die in der Londoner City gemacht werden und damit an 
den Börsen der Welt.

Die 1980er und frühen 90er Jahre haben auch mentale Spuren hinterlas-
sen. Sie veränderten das Denken der Eliten, verankerten den Glauben an die 
grundsätzlich Wohlstand steigernde Wirkung des Marktes tief im Bewusst-
sein. Dies hat sicher damit zu tun, dass 1989/90 der „Eiserne Vorhang“ fiel 
und das real existierende Gegenmodell zum Kapitalismus endgültig dis-
kreditiert war. Es liegt aber auch am gedanklichen Rahmen, den die neo-
liberalen Meinungsführer in jenen Jahren so erfolgreich verbreiten konnten. 
Die Idee von der grundsätzlich Wohlstand steigernden Wirkung der „freien 
Märkte“ setzte sich in den Köpfen fest – ohne dass noch gefragt wurde, ob das 
tatsächlich stimmt und wessen Spielraum und Wohlstand das genau erhöht. 

Nine Eleven ff.: Die Doha-Runde und ihr Scheitern

Gut zehn Jahre nach der globalen Zäsur von 1989 stellte sich die Lage 
dagegen völlig anders dar. Im November 2001 auf dem Gipfel der Welthan-
delsorganisation (WTO) in Doha klang die Abschlusserklärung strecken-
weise so, als ob der Vertreter einer Dritte-Welt-Gruppe sie geschrieben hätte: 
„Die Mehrzahl der WTO-Mitglieder sind Entwicklungsländer. Wir wollen 
ihre Bedürfnisse und Interessen ins Zentrum des Arbeitsprogramms stellen. 
Wir erkennen an, dass alle Menschen von den Möglichkeiten und den Wohl-
fahrtsgewinnen des internationalen Handels profitieren müssen.“

Der Grund für diesen neuen Ton waren jedoch nicht die Argumente der 
inzwischen stark aufgekommenen Globalisierungskritiker. Es war vielmehr 
der 11. September 2001. Der Tag, an dem fundamentalistische Terroristen 
zwei Flugzeuge in das World Trade Center in New York lenkten. Der Terroran-
schlag verändert die Weltpolitik in vielerlei Hinsicht. Der Schock über dieses 
Attentat sitzt noch tief, als im Dezember die Konferenz in Doha stattfindet. 

In jenen Tagen eint die Weltpolitiker nicht nur das Entsetzen, sondern 
auch eine völlig zutreffende Analyse: Wenn man den Zulauf zu den religiö-
sen Fundamentalisten stoppen will, muss man den armen Ländern mehr 
Entwicklungsmöglichkeiten bieten. Man muss die Perspektivlosigkeit 
bekämpfen und deswegen die Regeln des internationalen Handelssystems 
umformulieren. Beispielsweise so, dass sich der Norden verpflichtet, die Sub-
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ventionen für die eigenen Landwirtschaften zu kappen, damit sie nicht län-
ger die Märkte des Südens zerstören. In Doha, so der erklärte Wille aller, solle 
eine Entwicklungsrunde beginnen. Doch der Wille reicht nicht weit. Das 
liegt sicher daran, dass die Interessen der Länder immer unterschiedlicher 
werden. Brasilien teilt heute mit Niger nicht mehr Interessen als mit Belgien. 
Doch die Hauptverantwortlichen für das Scheitern der Doha-Runde sind die 
EU und vor allem die USA. Sie haben nicht die Kraft, ihre Privilegien wirk-
lich aufzugeben und etwas Grundsätzliches zu ändern. 

Jagdish Bhagwati von der New Yorker Columbia University, einer der welt-
weit berühmtesten und einflussreichsten Handelsexperten der Welt, klagt 
im Sommer 2015 in Berlin: Das Doha-Abkommen sei im Rückblick daran 
gescheitert, dass es in den USA niemand wollte, weder die Gewerkschaften 
noch die Umweltverbände, aber auch nicht die Wirtschaft. Für Letztere sei 
einfach zu wenig herausgesprungen.

Das neue Jahrtausend: Wir öffnen viele kleine Clubs

Am Ende des alten Jahrtausends also nichts Neues: Abkommen, die der Wirt-
schaft der reichen Länder nichts nutzen, werden nicht abgeschlossen. Bis 
heute ist Doha nicht fertigverhandelt. 

Stattdessen erleben wir eine neue Entwicklung: Es gründen sich viele 
exklusive Clubs, mal aus zwei Ländern, mal aus einer Handvoll, mal schließt 
sich eine geographische Region zusammen, mal sind es weit entfernte Han-
delspartner. Die Zahl der sogenannten bilateralen oder regionalen Handels-
abkommen explodiert: Am 7. April 2015 zählt die Welthandelsorganisation 
sage und schreibe 612 regionale Handelsabkommen, davon sind 406 bereits 
in Kraft getreten. Inzwischen gibt es kaum noch ein Land der Erde ohne die 
Mitgliedschaft in einem solchen Club. 

Die kanadische Politikwissenschaftlerin Noemi Gal-Or nennt das Welt-
handelssystem deswegen eine „Mehrfachhelix“. Man könnte auch sagen: 
Die Regierungen benehmen sich wie Katzen, die mit Wollfäden spielen. Sie 
schaffen ein kaum zu entwirrendes Knäuel. 

Und wieder setzen die beiden großen Wirtschaftsmächte den Trend. In 
Washington und Brüssel hat man in den 1990er Jahren längst erkannt, dass 
sich manches viel leichter durchsetzen lässt, wenn nur ein großer Verhand-
ler am Tisch sitzt und ein paar kleinen Ländern die Bedingungen diktieren 
kann. Die Großen können bei bilateralen Gesprächen Bedingungen formulie-
ren, die in der WTO unvorstellbar wären: Vor allem die Amerikaner machen 
davon eifrigen Gebrauch. Politisches Wohlverhalten wird dabei verlangt.

Freihandelspartner, so sagte im Mai 2003 in einer Rede der ehrgeizige US-
amerikanische Handelsrepräsentant Robert Zoellick, der später Weltbank-
präsident wurde, müssten „als Minimum“ auch in Fragen der Außenpolitik 
und der nationalen Sicherheit kooperieren. Doch es geht auch um alle mög-
lichen Regeln, die der eigenen Industrie nutzen. In einem Abkommen mit 
Singapur, das noch zu Zeiten von George W. Bush verhandelt wurde, wird 
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zum Beispiel die Öffnung des dortigen Marktes für amerikanische Finanz-
dienstleister vereinbart, dazu kommen der Schutz amerikanischer Investitio-
nen und Urheberrechte sowie anderer typischer Brancheninteressen. Sogar 
der Kaugummihersteller Wrigley hat es geschafft, die Regierung für sich ein-
zuspannen. In Singapur ist der Import von Kaugummi nämlich in jener Zeit 
verboten. Natürlich ist das lächerlich, doch das ist für diese Geschichte nicht 
der springende Punkt. Interessant ist, wie sehr eine einzige Firma ihr Inter-
esse zu dem eines ganzen Landes machen kann. 

Von NAFTA zu CETA und TTIP: Der Wettlauf zwischen USA und EU 

Das erste tiefgreifende regionale Abkommen der Amerikaner ist NAFTA 
(North American Free Trade Agreement), das 1994 die Wirtschaft der USA 
mit der Mexikos und Kanadas zusammenbindet. Europa ist zu jener Zeit mit 
der Erweiterung der EU beschäftigt, auch sie ist ja ein großes Liberalisie-
rungsprogramm, allerdings flankiert durch Übergangsregeln und Hilfspro-
gramme. Doch die EU schließt auch Verträge mit fernen Ländern – in Asien, 
Afrika und Südamerika. Gleich eine ganze Reihe von European Partnership 
Agreements hat sie mit afrikanischen Regierungen in den vergangenen Jah-
ren unterzeichnet und dabei immer wieder auch Exporterleichterungen für 
die mächtige europäische Agrarindustrie durchgesetzt, obwohl oft genug 
dokumentiert wurde, wie unsere subventionierten Billighühner oder unsere 
Milch die lokalen afrikanischen Bauern in den Ruin treiben.

Der ehemalige mexikanische Staatspräsident Ernesto Zedillo nennt den 
europäisch-amerikanischen Wettlauf um bilaterale Handelsabkommen eine 
„Strategie des Teilens und Herrschens“. Tatsächlich sind die EU und die USA 
mal globale Konkurrenten und mal Partner. Beide eint und trennt dasselbe 
Ziel: Sie wollen schneller als die anderen neue Märkte für ihre Unternehmen 
erschließen und deren Rechte ausbauen – jeweils ohne selbst zu viel dafür 
geben zu müssen. Dabei nutzen sie den jeweils anderen zugleich als Argu-
ment und Druckmittel.

Deswegen verhandeln die beiden Riesen auch heute weiter – und weiter. 
Einen „Dominoeffekt“ nannte das der Genfer Wirtschaftsprofessor Richard 
Baldwin. Derzeit sind sie im Gespräch mit den meisten südostasiatischen 
Staaten. Das große Projekt der USA heißt TPP (transpazifische Partnerschaft) 
und umfasst Australien, Brunei, Kanada, Chile, Japan, Malaysia, Mexiko, 
Neuseeland, Peru, Singapur und Vietnam. 

Die EU wiederum verhandelt jeweils getrennt mit einer Reihe dieser Län-
der, außerdem unter anderem mit China und Indien. Ein Abkommen mit Sin-
gapur ist fertig verhandelt, aber noch nicht von den Parlamenten abgesegnet, 
und auch das kanadisch-europäische Abkommen CETA ist fast fertig, hat 
aber von den Parlamenten ebenfalls noch kein grünes Licht erhalten. 

Mit dem geplanten europäisch-amerikanischen Abkommen TTIP, über 
das seit 2013 verhandelt wird, wollen die USA und die EU nun den größten 
Wirtschaftsraum der Welt schaffen. Ohne die Abkommen CETA mit Kanada 
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und TTIP mit den USA werde Europa von den boomenden asiatischen Län-
dern abgehängt, warnte Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel im November 
2014 im Bundestag: „Sind wir als Europäer draußen vor, dann ist das für eine 
Exportnation wie Deutschland eine mittlere Katastrophe.“ Dann seien Hun-
derttausende Arbeitsplätze in der Industrie gefährdet. Dies treffe nicht den 
öffentlichen Dienst oder Parlamentarier, sondern Facharbeiter und Ange-
stellte. „Die werden das am Ende bezahlen müssen.“ 

Aber ist die Liberalisierung wirklich ein Wettlauf, bei dem den Letzten die 
Hunde beißen? Sigmar Gabriel findet das. Barack Obama auch. Die EU-Kom-
mission ebenfalls. Und so spielen die Katzen weiter.

Die Welt der Zukunft: Alte Ideen in immer neuen Paragraphen

„Diese Verträge sind die Plage des Welthandelssystems“, findet dagegen 
Jagdish Bhagwati. Durch die Vielzahl an Abkommen entstehe ein unüber-
schaubarer Wust an Regeln, die am Ende den Handel nicht erleichtern, son-
dern erschweren werden. Weil sich die komplizierten Regeln gegenseitig 
ausschließen. Tatsächlich hat allein das geplante CETA-Abkommen zwi-
schen Kanada und der EU 1634 Seiten.

Trotz der neuen Vielfalt ist eines auffällig: Immer wieder tauchen ähnliche 
Ideen in veränderter Form in unterschiedlichen Verträgen auf – selbst wenn 
sie zuvor anderswo von Volksvertretern abgelehnt wurden. „Was sie bei der 
WTO nicht geschafft haben, das versuchen sie jetzt bilateral – und durch die 
Globalisierung eines Rechtssystems, das vor allem ihnen nutzt“, sagt Melinda 
St. Louis. Mit „sie“ meint die Handelsexpertin der Bürgerrechtsorganisa-
tion Public Citizen die exportstarken Multis und die Branchen, die weltweit 
Geschäfte machen und ihre Rechte entsprechend abgesichert sehen wollen. 

„Der Erfolg unseres Protestes macht uns heute Probleme“, stellt St. Louis 
fest. Tatsächlich war es für die Antiglobalisierungsbewegung vergleichs-
weise leicht, die Runden der WTO ins Visier zu nehmen und den Einfluss 
der Lobbys zu enttarnen. Die bilateralen Abkommen, die hingegen heute von 
Regierungen in ganz unterschiedlichen Hauptstädten mit ganz verschiede-
nen Partnern verhandelt werden, lassen sich dagegen viel schwerer verfol-
gen. Die Handelspolitik wird so zu einer Art Wettlauf mit unfairen Mitteln: 
Erfahren die Kritiker früh genug vom Inhalt eines geplanten Abkommens 
und organisieren sie dann eine Kampagne, um vor der Einschränkung der 
demokratischen Rechte oder sozialen Errungenschaften zu warnen, so kann 
das Abkommen scheitern. Doch im Stillen plant die Handelselite dann ein-
fach das nächste Abkommen. Oder konkret: Während die Proteste über das 
europäisch-amerikanische Abkommen TTIP langsam Wirkung zeigen, ver-
handelt die EU-Kommission in unserem Namen still und leise in Genf über 
TISA. Das soll die Dienstleistungsmärkte in Europa, den USA, Japan und 21 
weiteren Ländern öffnen.  Die Handelspartner können das, weil die Kritiker 
meist defensiv agieren. Zu viel mehr haben sie weder Zeit noch Energie oder 
Mittel. Sie bekämpfen konkrete Projekte: TTIP, TTP, CETA und wie die Ver-
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träge sonst noch heißen. Manchmal gewinnen sie sogar. Die Frage ist nur, 
wie lange und wie oft das künftig so sein wird.

Der Kampf um TTIP und CETA

Immerhin: Das Ende der Geschichte ist offen – jedenfalls was TTIP und CETA 
anbelangt. Zum Glück hat der Protest die Stimmung im Lande mehr und 
mehr gedreht. Selbst das anfangs so euphorische Wirtschaftsministerium 
behauptet jetzt nur noch: „Die transatlantische Handels- und Investitions-
partnerschaft ist ein außergewöhnliches gemeinsames Projekt, das erheb-
liche Wachstums- und Beschäftigungseffekte erzielen kann. TTIP wird der 
EU und den USA neuen Schwung für Wirtschaft und Arbeitsmarkt bringen.“ 

Auf der Webseite der EU-Kommission heißt es, dass eine „unabhängige 
Studie und frühere Handelsabkommen nahelegen, dass TTIP für Jobs und 
Wachstum sorgen“ werde. Statt der Zahlen werden jetzt nette Geschichten 
erzählt wie die von Claus Olson, dem Marketingchef, und seinen dänischen 
Mette-Munk-Bäckereien. Die müssen sechs Prozent Zoll bezahlen, wenn sie 
in die USA exportieren wollen. Denen könne TTIP sehr nutzen und so mehr 
Jobs schaffen, so die Kommission. Möglich ist das. Es könnten aber auch Jobs 
verloren gehen. Nur wo? Darüber steht kein Wort auf der Webseite.

Welche Branche durch TTIP einen Nutzen hat und welche nicht, welche 
Arbeitnehmer vielleicht ihren Job loswerden könnten – solche Fragen wer-
den von den TTIP-Befürwortern weiter ignoriert. Die Kritiker, die das fra-
gen, gelten in Brüssel als altbackene Protektionisten. Dabei bedeutet so eine 
Untersuchung ja nicht, dass deswegen gleich das Projekt fallen muss. Sie 
würde aber ermöglichen, die Verlierer schon früh zu finden – und über mög-
liche Alternativen für sie nachzudenken. 

Aber haben Sie die EU-Kommission oder die Bundesregierung schon ein-
mal über mögliche Verlierer von TTIP reden hören? Statt auf eine ernsthafte 
Debatte einzugehen, erzählt Brüssel lieber Geschichten über Bäckereien. 
Denis Novy, Associate Professor of Economics an der University of Warwick, 
ist einer der wenigen, die vorsichtige Aussagen über negative Effekte wagen: 
„Es wird unzweifelhaft auch Verlierer geben. Beispielsweise wird die Land-
wirtschaft im Mittelmeerraum schrumpfen.“ Klar, wenn die amerikanische 
Agroindustrie wirklich massiv auf den europäischen Markt drängt, wird das 
den Südeuropäern zu schaffen machen. Ausgerechnet die europäischen Län-
der, die schon von der Eurokrise hart getroffen wurden, könnten durch TTIP 
dann noch einmal verlieren. 

Na und, könnte man als zynischer Deutscher womöglich dazu sagen, 
solange wir gewinnen. Aber kann es uns wirklich kalt lassen, wenn ein poli-
tisches Projekt die Unterschiede in Europa noch weiter verstärkt?

Es gibt zudem noch ein verstecktes Problem. TTIP wird – wie andere bila-
terale Abkommen zuvor – Warenströme massiv umlenken. Genau das ist 
ja das Ziel. Die Grenzen zwischen den USA und der EU sollen fallen, auto-
matisch werden die Außengrenzen damit vergleichsweise undurchlässiger. 
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Oder konkret: Durch TTIP können wahrscheinlich deutsche Scheibenwi-
scher leichter in die USA exportiert werden und amerikanische Mixer leich-
ter hierher. Das aber wird Folgen für den Rest der Welt haben. Es könnte nicht 
nur der Import aus anderen Regionen schwieriger werden – durch neue, kom-
plizierte transatlantische Regeln. Sondern auch der Export dorthin. 

In China beispielsweise wird TTIP sehr klar als ein Plan verstanden, der 
das Land ökonomisch ausgrenzen soll. In Brasilien wird das ähnlich gesehen. 
Noch wehren sich die dortigen Regierungen nicht aktiv. Aber das muss nicht 
so bleiben, zumal das ökonomische und damit auch das politische Gewicht 
jener Regionen in den kommenden Jahrzehnten eindeutig wachsen wird.

„Es herrscht Angst draußen, was TTIP bedeutet“, sagt Arancha Gonzá-
lez vom International Trade Center (ITC). Das Center unterstützt Entwick-
lungsländer dabei, fit für den Weltmarkt zu werden. González kennt viele 
Firmenchefs aus Afrika, Asien oder Lateinamerika und weiß daher: Gerade 
in kleineren Ländern fürchten Unternehmer, von dem großen Markt aus-
geschlossen zu werden, auch, weil die neuen Regeln ohne sie geschrieben 
werden. Sie sorgen sich, dass die Grenzen der neuen Handelszonen gerade 
für höherwertige Produkte schwerer überwindbar werden. Der Grund ist die 
komplizierte Rechtslage, die durch TTIP für all die entstehen wird, die nicht 
dazugehören.

„Freihandelszonen funktionieren nur, wenn die Herkunft von Produkten 
klar dokumentiert wird“, stellt Heribert Dieter von der Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP) in Berlin fest. Denn das sei ja ihr Sinn: Die Produkte, die 
in der Zone hergestellt werden, sollen frei verkauft werden. Die von draußen 
gerade nicht, für die muss ein Importzoll bezahlt werden. Also muss man 
sicher sein, wo etwas herkommt. Je komplexer jedoch ein Produkt wird, je 
mehr Vorprodukte unterschiedlicher Herkunft darin stecken, so Dieter, desto 
schwieriger wird diese Dokumentation – und umso teurer.

Was soll beispielsweise ein spanischer Textilunternehmer tun, der Baum-
wollstoff aus Kenia importiert und den fertigen Rock in die USA exportieren 
will? Er müsste genau dokumentieren, wo das Vorprodukt herkommt und wie 
viel Wert durch das Zusammennähen hinzugekommen ist. Wie viel das sein 
muss, damit der Rock als „europäisch“ gilt und deswegen zollfrei nach Ame-
rika verschifft werden darf, bestimmen die sogenannten Ursprungsregeln. 
Gut möglich, dass dem Produzenten die Bürokratie zu aufwendig ist – und er 
die Baumwolle dann lieber bei amerikanischen Farmen kauft. Die haben ja 
auch billige Angebote, weil sie hoch subventioniert werden. Der Afrikaner 
hätte dann das Nachsehen. 

Durch das NAFTA-Abkommen ist genau so etwas passiert: In den NAFTA-
Ländern, also in den USA, in Mexiko und in Kanada, dürfen zollfrei nur 
Baumwollprodukte verkauft werden, deren Rohstoff aus US-amerikanischer 
Quelle stammt. „Wenn die USA und die EU nicht wollen, dass TTIP dem 
ärmsten Kontinent schadet, dann sollten sie sich vor den eigentlichen Ver-
handlungen damit beschäftigen und nicht erst später als einem von vielen 
Themen“, fordert deswegen schon lange die Niederländerin Eveline Herf-
ken, die einst als Entwicklungsministerin und danach als stellvertretende 
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Generalsekretärin der UN und Beraterin von Kofi Annan gearbeitet hat. 
Erfolglos.

Afrika als Kollateralgeschädigter

Im Mai 2015, auf dem G7-Treffen in Elmau, bekräftigen die G 7-Regierungs-
chefs zwar wieder einmal, dass sie den Handel für die armen Länder erleich-
tern wollen – indem sie das „Trade Facilitation Agreement“ umsetzen. Es soll 
jenen helfen, die Einfuhrhindernisse der großen Märkte besser zu bewälti-
gen. Doch das sind leere Worte. 

„Kaum jemand hat sich in Deutschland wirklich darum gekümmert, wel-
che Bedingungen die EU den afrikanischen Ländern in den vergangenen 
Jahrzehnten diktiert hat“, klagt Uwe Kekeritz, Abgeordneter der Grünen 
im Bundestag und einer der wenigen Politiker, die sich um Handel und Ent-
wicklung kümmern. Er weiß, dass die Handelspolitiker und Unternehmer die 
Entwicklungsländer meist als Absatzmärkte sehen und deren Bedürfnisse 
so meist aus dem Blick geraten. Auch weil die Öffentlichkeit kaum je etwas 
anderes von ihnen verlangt: Als die EU in den vergangenen Jahren beispiels-
weise eine ganze Reihe von Abkommen mit afrikanischen Staaten verhan-
delt hat, regte das niemanden auf.1 Kekeritz fürchtet, dass das bei TTIP ähn-
lich ist. Bisher hat ihn noch niemand vom Gegenteil überzeugen können.

Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph E. Stiglitz fordert aus dem gleichen 
Grund, dass alle neuen Handelsabkommen zunächst die Länder des Nor-
dens für die Produkte aus dem Süden öffnen müssen. Was für ein frommer 
Wunsch! Man kann sich kaum ein Projekt vorstellen, das davon weiter ent-
fernt ist als TTIP. 

Können wir uns, die Tiere und die Umwelt überhaupt noch schützen? 

Eine Frage schließlich ist bisher komplett unbeantwortet: Wie sollen Politi-
ker in einem durch TTIP veränderten System künftig überhaupt mehr Schutz 
durchsetzen können? Denn darum geht es schließlich bei Standards: um 
Schutz. Seit langem fordern Umweltgruppen beispielsweise im Bereich der 
Pestizide oder auch der Umwelthormone strengere Regeln. Sollte die EU sie 
dann durchsetzen, würden die Produzenten einfach rufen: Achtung, Ame-
rika! Und dort produzieren. Für den transatlantischen Marktplatz. 

Besonders spüren würde das die Landwirtschaft. Es würde die Chance 
endgültig ruinieren, sie doch noch einmal anders, umweltfreundlicher zu 
gestalten. Bisher existiert in Europa der „Farm-to-Fork“-Ansatz. Diese Idee 
ist ein fester Bestandteil der EU-Gesetzgebung, nach ihr arbeiten Behör-
den. Sie bedeutet, dass vom Bauernhof bis hin zur Gabel des Verbrauchers 
die gesamte Lieferkette hygienisch und ungefährlich sein muss. Nirgendwo 

1 Vgl. dazu Sarah Lempp, Hunger durch Handel. Die EU-Wirtschaftspolitik und ihre Folgen für West-
afrika, in: „Blätter“, 2/2014, S. 73-80. (D. Red.)
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sollte ein großes Risiko lauern. Eine Gefahr, wenn sie doch eintritt, soll so 
früh wie möglich erkannt und bekämpft werden können. Lebensmittel, so 
die Idee, sind so in jedem Zustand sicher. Auch deswegen reicht es in Europa 
beispielsweise nicht, die Hühner nur kurz vor dem Verkauf durch ein Chlor-
bad von Salmonellen zu befreien, die sie sich in dreckigen, überfüllten Mas-
senställen geholt haben.

Man kann sicher darüber streiten, ob das europäische Verfahren der Hüh-
nerzucht so viel besser ist als das amerikanische. Wirtschaftsminister Gabriel 
spottet gern über die Sorgen, die die Deutschen wegen des Chlorhühnchens 
haben. Er sagt dann, dass es auch nicht viel gesünder sei, europäische Hüh-
ner zu essen, die mit Antibiotika gefüttert wurden. Da hat er wahrscheinlich 
recht. Auch hätte er damit recht, wenn er sagte, dass auch hierzulande Tiere 
in riesigen, unhygienischen Ställen großgezogen werden. Damit die einiger-
maßen gesund bleiben, bekommen sie nämlich die Antibiotika ins Futter, die 
später im Fleisch nachweisbar sind.2 

Dennoch unterscheidet sich die europäische Idee grundsätzlich von der 
amerikanischen: Hier muss nicht nur das Endprodukt gesund sein. „Wenn 
Hühner wie in den USA zur Desinfizierung beim Schlachten durch ein 
Chlorbad gezogen würden, ist der Anreiz für hohe Hygienestandards in Stäl-
len gering“, warnt Deutschlands oberster Verbraucherschützer Klaus Müller. 

Und in der Tat: Den Konsumenten und damit die Politiker und die Behör-
den betrifft es auch, wie gesunde Lebensmittel produziert werden. Anders 
gesagt: Wir dürfen fordern, dass es dem Huhn halbwegs gut geht. Denn 
genau solche Ideen sorgen dafür, dass die Regeln für die Produktion strenger 
werden, die Ställe größer und der Einsatz von Antibiotika vielleicht irgend-
wann sinkt. Nur deshalb wurde die Käfighaltung verboten.3

Solche Wünsche kosten aber Geld. Sie machen die Hühnerzucht tenden-
ziell teurer und die Hühnerschenkel in den Supermarktregalen auch. Sollten 
künftig, dank der Handelsabkommen, doch amerikanische Hühnchen hier 
verkauft werden, wächst die Konkurrenz. Das wiederum schafft Druck auf 
die hiesigen Bauern, noch billiger zu produzieren oder eben die Landwirt-
schaft aufzugeben, weil sie den Preiskrieg nicht führen können. TTIP würde 
so, quasi als unbeabsichtigte Nebenwirkung, die Standards senken.

Ein fairer Handel ist möglich

Dabei gibt es längst konkrete Alternativen. Vier Jahre lang haben mehr als 
50 Organisationen an ihrem Alternativen Handelsmandat gearbeitet. Mit 
dabei waren Attac, Menschenrechtsgruppen, große entwicklungspoliti-

2 Vgl. dazu Annett Mängel und Maria Rossbauer, Riskante Resistenzen: Die Antibiotikakrise, in: 
„Blätter“, 1/2015, S. 17-20. – D. Red.

3 Beim europäisch-amerikanischen Streit über das Rindfleisch herrscht immer noch Waffenstillstand. 
2009 waren beide Seiten die Sache erst einmal leid, die Anwälte hatten sich müde gekämpft, und es 
war allen Beteiligten klar: Nachgeben würde niemand. Also einigte man sich darauf, dass die EU 
eine Einfuhr von einer bestimmten Menge garantiert hormonfreiem Rindfleisch erlauben würde. 
2014 lag die Quote dafür bei 48 200 Tonnen. Die USA reduzierten im Gegenzug die Strafzölle.
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sche Organisationen wie Misereor und Oxfam, Umweltorganisationen und 
der Kleinbauernverband Via Campesina. Organisationen aus dem Süden 
haben mitgemacht und von den Auswirkungen der EU-Handelspolitik auf 
die armen Länder berichtet. Am Ende entstand ein Papier, in dem neben wol-
kigen Wünschen für eine bessere Welt durchaus handfeste und realitätsnahe 
Vorschläge zu lesen sind. Beispielsweise, dass über alle Verhandlungen vor-
her informiert wird, dass Abkommen kündbar sein müssen, dass sie zu UN-
Konventionen passen müssen. 

Das klingt banal. Aber schon diese drei Forderungen umzusetzen, wäre 
ein riesiger Schritt. Denn sie betreffen den Kern der Probleme. In den ver-
gangenen Jahren sind Handelspolitiker nicht nur immer weiter in wichtige 
gesellschaftspolitische Bereiche vorgedrungen. Ebenso gefährlich ist ja, dass 
sie ein eigenes, global wirksames Recht entwickelt haben, und zwar nicht 
nur durch die Schiedsgerichte. Sie haben das gesamte Handelsrecht losgelöst 
von anderen völkerrechtlichen Regeln weiterentwickelt: von den Menschen-
rechtskonventionen oder denen zum Schutz der Umwelt. Der Göttinger Völ-
kerrechtler Peter-Tobias Stoll nennt das den „Autismus des Handelsrechtes“.

Die Folgen sind absurd. Im Moment belohnt das globale Handelssystem 
die Zerstörung der Natur und des Menschen. Die Beschränkung des Waren-
verkehrs wird von der WTO in Genf bestraft, Regierungen müssen dafür 
zahlen. Werden aber bei der Produktion die Umwelt verdreckt oder die 
Arbeiter misshandelt, dann spielt das keine Rolle. Schlimmer noch: Das Han-
delsrecht verhindert sogar, dass die Importländer dieser Waren sich gegen so 
etwas wehren. „Das ist nicht mehr zeitgemäß“, sagt Michael Windfuhr vom 
Deutschen Institut für Menschenrechte. Längst habe die UN andere Kon-
ventionen verabschiedet. Handelsregeln müssten mit denen mehr verzahnt 
werden. Damit sie den Kampf gegen die Verletzung von Menschenrechten 
stärken, nicht schwächen. Nötig wäre, das komplett veraltete internationale 
Handelsrecht zu entstauben.

Das könnte schon mit dem nächsten Abkommen beginnen, denn es exis-
tieren dafür sehr konkrete Ideen. Die EU-Kommission müsste sie nur aufgrei-
fen und genauso selbstbewusst vortragen wie die USA ihre Anliegen. Denn 
es gibt Vorschläge, wie die Regeln, nach denen bei der WTO geurteilt wird, 
reformiert werden könnten. Vorschläge, wie auch die globalen Unternehmen 
mehr zur Verantwortung gezogen werden könnten. 

Denn auch das ist ein großes Problem: Bisher reden alle immer über die 
Verantwortung der Staaten. Was aber ist mit den Konzernen, die die globalen 
Lieferketten organisieren? Auch sie könnte man verpflichten, beispielsweise 
bei ihren Zulieferern aus anderen Ländern darauf zu achten, dass die mit 
ihren Mitarbeitern fair umgehen.

Alternative TTIP light

Noch fehlt es aber auch hier am politischen Willen in Brüssel und in Washing-
ton. Dabei könnte TTIP vergleichsweise leicht zum Modellvertrag werden, 

Buch_Blätter_201510.indb   65 23.09.15   10:27



66     Petra Pinzler

Blätter für deutsche und internationale Politik 10/2015

denn beiden Partnern sollte es nicht schwerfallen, ein paar dieser Ideen zu 
unterschreiben, zumindest wenn sie ihre eigenen Worte und Werte ernst 
nehmen. Dadurch, dass sie beispielsweise die Rechte von Arbeitnehmern 
garantieren, würden sie nicht nur in ihren eigenen Gesellschaften wieder an 
Zustimmung gewinnen. Sie könnten ganz leicht auch weltweit Zeichen set-
zen und zeigen, dass sie nicht für die Globalisierung von privatem Schieds-
recht zugunsten weniger Investoren kämpfen, sondern für die Globalisie-
rung der Menschenrechte, des Umweltschutzes.

Europa und die USA sollten ganz schnell ein TTIP light verabschieden, 
lautet ein ganz konkreter Reformvorschlag: Sie könnten ein paar Zölle strei-
chen, ein paar unumstrittene Regeln angleichen, und fertig ist das Ganze 
– erst einmal. Unter anderem haben das Sebastian Dullien, Joseph Jannig 
und Adriana Garcia vom ECFR vorgeschlagen. Noch besser wäre, wenn sich 
auch noch ein gemeinsamer Umweltstandard entwickeln ließe, der nicht zu 
weniger, sondern zu mehr Schutz führt – beispielsweise des Klimas. Danach 
wäre dann Zeit, grundsätzlicher über die Handelspolitik nachzudenken und 
zu diskutieren, wie sie umweltfreundlicher und menschengerechter werden 
kann. Wie Europa auch in diesem Feld erst nehmen kann, wozu es sich selbst 
in seinen Verträgen verpflichtet hat und was seine Bürger wollen: ein Wirt-
schaftsmodell zu schaffen, das Menschen und Natur nicht schadet, sondern 
nutzt.

Doch solche Ideen finden in Brüssel und Berlin wenig Anhänger. Zu viele 
Leute haben schon zu viel ihres persönlichen Ansehens mit einem Erfolg von 
TTIP verbunden. Sie haben das Projekt deswegen immer mehr überfrach-
tet, als eine Art Heilsbringer, nun muss es zu viele Bedingungen gleichzei-
tig erfüllen. Es soll nun schnell zu Ende gebracht werden, Bundeskanzlerin 
Angela Merkel und US-Präsident Barack Obama haben das auf dem G 7-Gip-
fel in Elmau wieder gefordert. Es soll so ambitioniert sein wie kein Abkom-
men zuvor – also mehr Bereiche des jeweils anderen Marktes öffnen denn je. 
Es soll Werte transportieren. Der Wirtschaft nutzen. Die Bevölkerung nicht 
zu sehr beunruhigen. Die Exporte steigern, aber der Umwelt nicht schaden. 
Etwas Besseres werden, als es andere Länder der Welt zustande gebracht 
haben, diese aber nicht ausschließen. Und es soll von den Parlamenten ver-
abschiedet werden. 

Das ist wie die Quadratur des Kreises. Wie die Maut, nur viel gefährlicher. 
Vielleicht muss also doch erst noch ein Abkommen scheitern und noch eines, 
damit dann ganz neu angefangen werden kann.

Fest steht: Die gesamte Welthandelspolitik gehört neu geordnet, sie muss 
den Wirtschaftspolitikern weggenommen werden – bevor die in den nächs-
ten Verträgen festschreiben, was niemand mehr rückgängig machen kann. 
Denn das ist wohl die größte Gefahr aller Handelsabkommen: Hat die EU sie 
erst einmal abgeschlossen, können sie quasi nicht mehr gekündigt werden. 
Sie sind dann geltendes Völkerrecht – und hinter das kann keine deutsche 
Regierung zurück.
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